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Schweiz
Montag, 14. Juni 2021

Salome Müller

Der Bauernverband hat wieder
gesiegt.Die Frage ist:Wares eines
der letzten Male?

Die Schweizer Stimmberech-
tigten haben die zwei Landwirt-
schaftsvorlagen abgelehnt: Sie
sagtenmit 60,7 Prozent Nein zur
Trinkwasser- und mit 60,6 Pro-
zent Nein zur Pestizidinitiative.
Aber der Abstimmungskampf
wurde heftig geführt, es gabVan-
dalenakte, Hasstiraden, Mord
drohungen. Es war, als ginge es
bei denAgrarinitiativen umalles.
Und im Grunde tat es dies auch.

Karel Ziehli, wissenschaft
licher Mitarbeiter am Institut für
Politikwissenschaft derUni Bern,
sagt: «DieTrinkwasser- undPes-
tizidinitiative sind ein weiteres
Indiz dafür, dass sich der Gesell-
schaftsvertrag zwischendenBau-
ern und dem Rest der Schweizer
Bevölkerung verändert.»

Die Idee des Gesellschaftsver-
trags lautet: Die Schweiz unter-
stützt die Bauern,unddie Bauern
ernähren die Bevölkerung. Am
1. Januar 1954 trat das Bundes
gesetz «Förderung derLandwirt-
schaft undErhaltungdesBauern-
standes» in Kraft, seit 2017 ist die
Ernährungssicherheit in derVer-
fassung verankert.

In den 90er-Jahren erfolgten
mehrere Reformen. Direktzah-
lungen andie Bauernwurdenmit
ökologischen Leistungsnachwei-
sen verknüpft. Laut Karel Ziehli
wardies die erstewichtigeVerän-
derung im Gesellschaftsvertrag.
DieTrinkwasser- undPestizidin-
itiative setzten diesenTrend fort.

Umweltverbände und Perso-
nen aus der Zivilbevölkerung
wolltenmit den Initiativen schär-
fereRegeln fürdie Landwirtschaft
festlegen. Die Bevölkerung
formulierte Ansprüche: Das
Trinkwasser sollte sauber sein,
das Vieh von eigenem Futter er-
nährt werden, die Produktion
ohne Pestizide auskommen. Die
Böden solltennachhaltig genutzt,
das Klima geschützt werden.

Forderungen an die Bauern
Die eine Partei des Gesellschafts-
vertrags hat angefangen, sich
neu zu definieren. Jener Teil der
Bevölkerung, der imurbanenGe-
biet lebt und denAgrarinitiativen
zugestimmt hat,versteht sich zu-
nehmend als Kundschaft. Für die
andere Partei des Vertrags, die
Bauern, hat diese Veränderung
einen grossen Einfluss. Denn die
Kundschaft will mitbestimmen.

Obwohl beide Initiativen von
einer Mehrheit der Schweizer
Stimmbevölkerung abgelehnt
wurden, sagt Karel Ziehli: «Für
den Bauernverband könnte es
heikel werden, wenn er jetzt
wieder sagt, dass man ihn ma-
chen lassen solle, weil er es
besser wisse.»

Die Nachbefragung von Ta-
media und «20 Minuten» zeigt:
Zum Teil wollen sogar jene Per-
sonen eine ökologischere Land-
wirtschaft, die zweimal Nein ge-
stimmt haben. 12 Prozent von ih-
nen finden, die Bauern sollten
«noch deutlich mehr» tun – für
25 Prozent waren die Vorlagen
zu extrem, sie teilen aber das
Anliegen der Initiantinnen.

Der Druck auf die Bauern
wächst. In der Bevölkerung, im
Parlament. Es stehen neueVolks-

initiativen an, die Unterschriften
sind gesammelt. Die Massen
tierhaltungsinitiative, die Bio
diversitätsinitiative, die Land-
schaftsinitiative, die Gletscher
initiative: Alle tangieren die
Landwirtschaft.

DieMassentierhaltungsinitia-
tivewird imHerbst imParlament
behandelt. Sie fordert mehr Flä-
che und Auslauf für die Tiere –
eine Tierhaltung, die dem Stan-
dard von Bio Suisse entspricht.

Würde sie angenommen, müss-
tenvieleHühner- und Schweine-
mastbetriebe schliessen oderden
Tierbestand stark reduzieren. Es
geht erneut um eine grundsätz-
liche Frage: Welche Landwirt-
schaft wollen wir?

Der Bundesrat und das Parla-
ment haben zu all den hängigen
Initiativen einendirektenoder in-
direkten Gegenvorschlag formu-
liert. Bei der Trinkwasser- und
Pestizidinitiative hatte ein solcher
noch gefehlt.

Politikwissenschaftler Karel
Ziehli sagt, die Politik habe er-
kannt,dassUmweltthemenwich-
tig geworden seien.Und sie habe
gemerkt, dass sie auf den Druck
aus der Bevölkerung reagieren
müsse.Die Umweltverbände sei-
en eine ernst zu nehmende Mit-

spieler geworden, die es schaff-
ten, viele Leute für ihre Anliegen
zumobilisieren. Ziehli sagt: «Die
Politik muss zeigen, dass sie für
Veränderungen Hand bietet.»

Reizthema Tierschutz
Der Bundesrat gab vor wenigen
Wochen bekannt, was er der
Massentierhaltungsinitiative ent-
gegensetzen will: Das Wohler
gehen für alle Tiere soll als
allgemeiner Grundsatz in der
Verfassung verankert werden.
Nutztiere sollten tierfreundlich
untergebracht werden, regel
mässig Auslauf bekommen und
schonend geschlachtet werden.
Die Position des Bauernverbands
ist bereits klar: Nein zurMassen
tierhaltungsinitiative. Und Nein
zum Gegenvorschlag.

Der Druck auf die Bauern wächst
Nein zu den Agrarinitiativen Die Landwirtschaftsinitiativen wurden abgelehnt. Das Verhältnis zwischen den Bauern und dem Rest
der Bevölkerung hat sich verändert. Für die kommende Massentierhaltungsinitiative kann dies entscheidend sein.

Herr Ritter, eswar ein harter
Abstimmungskampfmit
schwerenAnschuldigungen,
mit Drohungen, auch vonseiten
der Bauern.
Die Emotionen gingen sehr hoch
auf beiden Seiten. Auf unserer
Seite waren natürlich Zehntau-
sende von Bauernfamilien, aber
auch Leute in vor- und nachge-
lagerten Bereichen direkt in ihrer
Existenz bedroht. Das hat viele
Leute stark verängstigt. Auf der
anderen Seite hatten wir Leute,
die sehr stark emotional durch
die Grundwasserdiskussion ge-
prägt wurden und sich entspre-
chend eingebracht haben. Ich
habe auch sicher 30 anonyme
Briefe bekommen, diemit Hass-
inhalten gefüllt waren.

Hat sich letztlich die ländliche
Schweiz gegen die städtische
durchgesetzt?
Es ist so, dass die ländliche
Schweiz extremmobilisiert war.
Ich habe das die letzten 30 Jahre
seit der EWR-Abstimmung nie
mehr so gesehen. Die Leute
waren stark betroffen. Das hat
dazu geführt, dass die ländliche
Schweiz ihre Anliegen stärker
einbringen konnte.

DerGraben zwischen Stadt
und Land ist zuletzt tiefer
geworden.Wie kannman ihn
überwinden?
Es braucht denDialog.Es braucht
ausgeglichene und ausgewogene
Lösungen.Es gibt heuteThemen,
die betreffen vor allem städtische
Bereiche – etwa denNahverkehr,
aber auch Themen, die die länd-
liche Schweiz stark betreffen.
Hier muss man aufeinander
hören.

Wiemeinen Sie das konkret?
Wie können Sie den Städten
entgegenkommen?
Nehmen wir zum Beispiel die
teuren Mieten, die in den Städ-
ten ein Problem sind, weniger
auf dem Land. Dort haben wir
die Finanzierung der Genossen-
schaftswohnungenmitgetragen.
Es gibt auch Anliegen im
Verkehr oder im gesellschaftli-
chen Bereich, die wir mittragen
können oder zumindest nicht
bekämpfen.

Sie habenmehrfach den
indirekten Gegenvorschlag
aus demParlament gelobt,
der die Gefahrvon Pestiziden
reduzieren soll. Derwäre
ohne den Druck der jetzt
abgelehnten Initiativen
gar nicht zustande gekommen,
oder?
Das ist eine parlamentarische
Initiative, die unabhängig von
diesen beiden Initiativen vom
Ständerat lanciertwurde; es gibt
keine direkte Verknüpfung. Wir
haben eine Lösung gewählt, die
sich auf die Probleme fokussiert,
nicht auf die Initiativen. Daswar
mir persönlich immer wichtig:
Extremen Initiativen soll man
keinen Gegenvorschlag gegen-
überstellen. Damit gibt man nur
weiteren Initiativen, die extrem
formuliert sind, Auftrieb.

Hans Brandt

Markus Ritter
Der St. Galler Biobauer
undMitte-Nationalrat ist
Präsident des Schweizer
Bauernverbandes.

Bauernpräsident: «Die ländliche Schweiz
war extremmobilisiert»

Der Blick auf die Landwirtschaft ändert sich – auch bei der Tierhaltung: Alpabzug-Idylle im Meiental UR 2020. Foto: Urs Flüeler (Keystone)
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Nur ein Kanton hat die Trinkwasserinitiative angenommen
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